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Rückenwind -
Positionen der Linken Prignitz zum Ausbau der 
Windenergie

Windenergie ist neben Sonnen-
energie und Biomasse ein 
zentraler Baustein der Energie-
wende. Ohne ihren Ausbau sind 
der Ausstieg aus fossiler Ener-
gie und eine Begrenzung der 
Erderwärmung nicht machbar. 
Dies zu betonen ist umso wich-
tiger, als die Politik der Bundes-
regierung seit den Wahlen 2025 
die Energiewende ausbremst. 
 
Die Linke Prignitz ist für den 
weiteren Ausbau der Windkraft-
nutzung. Es müssen aber Miss-
stände behoben werden. Dazu 
weiter unten unser Forderungs-
katalog.  

Grundsätzliche Erwägungen:

Wind, Sonne und Biomasse 
können uns mit ausreichend 
Energie versorgen. Aber nur 
wenn die erzeugte Energie 
auch transportiert und/oder ge-
speichert werden kann, macht 
ein weiterer Ausbau der Wind-
energienutzung Sinn. Ein gro-
ßes Potenzial sehen wir auch 
im Energieeinsparen. Die öko-
logischste und billigste 
Energie ist die, die nicht ge-
braucht wird.



Energieversorgung ist 
Daseinsvorsorge

Die Linke Prignitz setzt sich da-
für ein, dass der Staat eine be-
zahlbare Grundversorgung mit 
Energie für alle sicher stellt und 
die Preisgestaltung nicht dem 
kapitalistischen Gewinnstreben 
überlässt. Die Märkte für Ener-
gie und auch die für Grund und 
Boden müssen stärker reguliert 
werden. 

Die Linke Prignitz fordert: 
bezahlbare Energie überall 
und jederzeit durch einen 
zügigen Ausbau der Netze, 
um Energie transportieren 
zu können (Energie überall) 
und eine schnelle Erhöhung 
der Speicherkapazitäten 
(Energie jederzeit).

Jede Technologie birgt Risi-
ken und hat Nachteile.

So auch die Windenergienut-
zung. Risiken und Nachteile 
müssen aber immer ins Ver-
hältnis gesetzt werden zu den 
Risiken und Nachteilen bisheri-
ger Technologien.

Auch der Tierschutz steht 
in einem größeren Zusam-
menhang: Die meisten Vögel 

sterben durch Kollisionen mit 
Autos, durch Hauskatzen und 
den massiven Rückgang ihrer 
Nahrungsquelle Insekten. Wie 
wollen wir sie schützen? Durch 
ein Tempolimit auf Autobahnen, 
eine Schellenpflicht für Katzen, 
das Verbot von Insektiziden 
oder durch weniger Windkraft-
anlagen?
    

Die Linke Prignitz will:
Vorranggebiete für Wind-
energie, die die Belange von 
Mensch und Natur schüt-
zen.

Ein oft gehörtes Argument ge-
gen den Ausbau der Windkraft 
in der Prignitz ist die Tatsache, 
dass hier jetzt schon mehr 
Strom produziert als verbraucht 
wird. Dabei wird vergessen, 
dass wir von der Industriepro-
duktion abhängig sind, die in 
anderen Regionen Mensch und 
Umwelt belasten und die Land-
schaft verschandeln.

Wir leben in einer arbeits-
teiligen Welt und können 
keinen Teil davon isoliert 
betrachten. 



Interessenskonflikte
in den Kommunen

Betreiber von Windkraftanlagen 
zahlen hohe Pachtpreise. Die 
Profitmöglichkeiten von Grund-
besitzenden sind enorm und 
die Tatsache, dass viele von 
den Nachteilen der Anlagen 
betroffen sind, aber nur wenige 
profitieren, führt oft zu massi-
ven Interessenskonflikten und 
Verwerfungen in den Kommu-
nen.

Hinzu kommen Besonderheiten 
im Ländlichen Raum: die kom-
munalen Entscheidungsträger 
sind oft im persönlichen Be-
reich eng miteinander verbun-
den. Diese besondere Nähe, 
darauf weist die Organisation 
Transparency International 
hin, kann zur Vetternwirtschaft 
führen oder zumindest den Ver-
dacht nähren, wenn dem nicht 
aktiv entgegen getreten wird.  

Regionale
Planungsgemeinschaft
benachteiligt die Prignitz

In der regionalen Planungs-
gemeinschaft der Landkreise 
Prignitz, Ostprignitz-Ruppin 
und Oberhavel werden Wind-
vorranggebiete festgelegt, um 
das gesetzlich vorgeschriebene 

Flächenziel für den Ausbau der 
Windkraftnutzung zu errei-
chen (1,8 % bis 2027; 2,2 % bis 
2032). Die Einflussmöglichkeit 
in der beschließenden Regio-
nalversammlung wird an der 
Einwohnerzahl der Landkreise 
statt an ihrer Fläche orientiert. 
Das benachteiligt die dünn be-
siedelte Prignitz.
 

Die Linke Prignitz fordert:
eine Änderung der Ge-
schäftsordnung und eine 
paritätische Besetzung der 
Regionalversammlung (so 
wie z.B. in den Landkreisen 
Barnim und Uckermark). 



1. Transparenz und Bürgerbe-
teiligung

•	 Korruptionsverdacht vor-
beugen: 
auf der Verwaltungsebene 
durch die Anordnung von 
Mehraugenprinzip, einer 
Protokollpflicht bei Gesprä-
chen mit Interessenten und 
eine Selbstverpflichtungs-
erklärung der Mitglieder der 
Gemeindevertretungen, per-
sönliche Ansprachen durch 
Interessenten öffentlich zu 

machen und die Gesprächs-
inhalte der Gemeindevertre-
tung schriftlich vorzulegen. 

•	 Transparenz: 
Bürgerinnen und Bürger 
müssen informiert werden, 
sobald Vorhaben an die 
Kommunalverwaltungen he-
rangetragen werden. Kom-
munalverwaltungen sollten 
ein Register aller interessier-
ten Vorhabenträger anlegen 
und öffentlich zugänglich 
machen. Offenlegung von 
Standortalternativen, Ge-
nehmigungsverfahren, Aus-
wirkungen auf Umwelt und 
Gesundheit. 

•	 Beteiligungsverfahren: 
Kommunen sollten Regeln 
für ein Beteiligungsverfah-
ren aufstellen und die Vor-
habenträger darauf ver-
pflichten. Das können sein: 
Infoveranstaltungen, Bürger-
versammlungen, Online-Be-
teiligungen oder Planungs-
werkstätten um Mitsprache 
bei der Ausgestaltung der 
Vorranggebiete zu ermög-
lichen (Berücksichtigung 
von Interessen vor Ort, von 
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landschaftlichen und Natur-
schutzaspekten, Gestaltung 
der Zuwegung und der Aus-
gleichsmaßnahmen, Aus-
gestaltung von städtebau-
lichen Verträgen). 

•	 Nutzung vertrauenswür-
diger Informationsquellen: 
Kooperation der Verwaltun-
gen mit Stellen wie Umwelt-
verbänden und Universitä-
ten.

2. Finanzielle Beteiligung und 
Nutzen vor Ort

•	 Ermöglichen von Bürger-
windparks durch Kommu-
nalverwaltungen: 
Information über bestehen-
de funktionierende Projekte, 
organisatorische Unter-
stützung und Beratung von 
Bürgerprojekten oder Initiie-
rung als kommunale Projek-
te, damit Menschen vor Ort 
Anteile an den Anlagen er-
werben und von den Erlösen 
profitieren können. 

•	 Aktive Förderung von kom-
munalen Windparks oder 
Bürgerwindparks 
durch Vergabe von Förder-
mitteln sowie durch 
Darlehens- und 

Kreditprogramme der Lan-
desregierung. 
	

•	 Gemeindeeinnahmen: 
Neben möglichen Gewerbe-
steuereinnahmen erhalten 
Kommunen den Wind-Cent 
und ab 2026 den Wind-
Euro1. Über dessen Verwen-
dung sollen Bürgerhaushalte 
entscheiden können oder sie 
sollen in Teilen als Ortsteil-
budgets vergeben werden. 

•	 Stromrabatte oder Beteili-
gungsmodelle: 
Steuerfreie Direktvergütung 
oder vergünstigter Strom für 
Einwohnerinnen und Ein-
wohner aller Anrainergebie-
te. 
 

1: Wind-Cent: Betreiber können bis 
zu 0,2 Cent je erzeugter Kilowatt-
stunde Windstrom an die Kommu-
nen vor Ort weiterreichen und sich 
von den Netzbetreibern erstatten 
lassen. Wind-Euro: Außerdem 
müssen sie für jede neue Windkraft-
anlage jährlich eine Pauschale von 
10.000 Euro an die Kommunen zah-
len. Dieser Wind-Euro soll ab 2026 
für neue oder erneuerte Anlagen er-
höht werden. Die Abgabe soll dann 
abhängig von der Leistung sein und 
5.000 Euro pro Megawatt betragen.



•	 Kompensation für be-
nachteiligte Kommunen: 
Gemeinden, auf deren Ge-
biet aus objektiven Gründen 
keine Windkraftanlagen er-
richtet werden können (z.B. 
in Vogelschutzgebieten wie 
in der Gemeinde Lenzen), 
sollten durch einen kommu-
nalen Finanzausgleich wie 
z.B. eine höhere Schlüs-
selzuweisung entschädigt 
werden (Landes-Finanzaus-
gleichsgesetz). 

3. Faire Standortwahl und 
Umweltverträglichkeit

•	 Abwägung bei der Stand-
ortwahl: 
Vermeidung von großer 
Nähe zu Wohnbebauung. 
Ein Mindestabstand von 
1.000 Metern ist einzuhal-
ten. Das gilt auch für alte 
Anlagen, die, wenn sie näher 
an Wohnhäusern gebaut 
wurden, abgebaut werden 
müssen und ggf. repowert 
in 1.000 Metern Mindestab-
stand wieder errichtet wer-
den können. 



Keine Windkraftanlagen in 
ausgewiesenen Schutzge-
bieten oder landschaftlich 
sensiblen Bereichen. 
  

•	 Windkraftanlagen im Wald 
halten wir für problematisch. 
Sind andere Flächen als 
Wald im Vorranggebiet be-
baubar, sind diese vorzuzie-
hen. Ausnahmen müssen auf 
reine Kiefermonokulturen 
beschränkt werden, mit der 
Verpflichtung, die Pachtein-
nahmen für den Waldumbau 
vor Ort einzusetzen. Auch 
Ausgleichsmaßnahmen 
müssen dem Waldumbau 
dienen. In Mischwäldern 
oder Waldumbaugebieten 
dürfen keine Windkraftanla-
gen errichtet werden. 
 
Für Anlagen in Holzmono-
kulturen muss der Einbau 
von Selbstlöschanlagen 
verpflichtend sein sowie 
die transparente Erstellung 
eines Brandschutzkonzep-
tes mit den lokalen Feuer-
wehren. 

•	 Schall, Schattenwurf 
und Blinken: 
Automatische Abschaltung 
der Anlagen bei Überschrei-
tung von Grenzwerten (Ge-
räuschpegel z.B.). Verpflich-

tung zur Umstellung auf 
bedarfsgerechte Beleuch-
tung von allen, auch alten 
Anlagen (d.h. die Anlagen 
blinken nur, wenn sich z.B. 
ein Flugzeug nähert). 

•	 Vorranggebiete: 
Bestandsanlagen müssen in 
die Erreichung des Flächen-
ziels einbezogen werden. Es 
darf nicht zur Umzingelung 
von Ortschaften und Sied-
lungen durch Windkraftan-
lagen kommen.

4. Eindämmung der Pacht-
preise, Erhalt landwirtschaft-
licher Flächen

•	 Pachtpreisbremse: 
Kauf- und Pachtpreise müs-
sen so gedeckelt werden, 
dass sie agrarisch zu erwirt-
schaften sind. Für Energie-
anlagen (Wind und Photo-
voltaik) sollten grundsätzlich 
nur Böden bis zu einer 
Punktzahl von 23 genutzt 
werden. 

•	 Vorkaufs- und Vorpacht-
recht von öffentlichen, land-
wirtschaftlich nutzbaren Flä-
chen für lokale Landwirte.



5. Vollständige Ausschöpfung 
des Potenzials aller Wind-
kraftanlagen

•	 Beschleunigung des Netz-
ausbaus 
ohne Einschränkung von 
Bürgerbeteiligungsrechten. 
Ausbau von Einspeisungs-
punkten und Kopplungsstel-
len. 

•	 Keine Geisterstromvergü-
tung: Zur Zeit erhalten An-
lagenbetreiber eine Vergü-
tung, auch wenn kein Strom 
eingespeist werden kann 
und die Windräder deshalb 
still stehen. Diese ‚Abrege-
lungszahlungen‘ müssen 
beendet werden. Vergütet 
werden soll ausschließlich 
eingespeister oder gespei-
cherter Strom. 

•	 Pflicht zur Stromspeiche-
rung: Strom, der nicht ins 
Netz eingespesist werden 
kann, muss von den Betrei-
bern gespeichert werden. 
Das kann auf verschiedene 
Weise geschehen: Betrei-
ber können eigene Speicher 
erreichten oder im Rahmen 
der Klimaschutzstrategie 
und Wärmeplanung ge-
meinsam mit den Kommu-
nen Speicherungskonzepte 

entwickeln und finanzieren. 
Speichermedien können 
große Batterieanlagen oder 
Wasserstoff sein. 

•	 Anschluss der Prignitz ans 
Wasserstoffnetz: 
Pläne für die Errichtung 
eines Wasserstoffnetzes in 
Brandenburg sehen aktu-
ell keine Netzverlegung in 
der Prignitz vor. Die Um-
wandlung von Strom in 
Wasserstoff ist aber eine 
der wichtigsten Speicher-
möglichkeiten. Mit dem 
Ausschluss vom Wasser-
stoffnetz wird ausgerech-
net unserem Landkreis mit 
seiner hohen Windstrompro-
duktion eine der wichtigsten 
Speichermöglichkeiten ge-
nommen.



Hrsg: 
 
Die Linke Prignitz, Bäckerstr. 21, 19348 Perleberg
www.dielinke-prignitz.de 


